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Erster Teil

Die historische Entwicklung der Stellen zur
Schlichtung wettbewerbsrechtlicher Streitigkeiten
in der gewerblichen Wirtschaft

I. Die freiwilligen Einigungsiamter vor 1932

Die Einigungsstellen haben sich aus Schiedsstellen entwickelt, die ohne Rechts-
grundlage aus dem Bediirfnis der Kaufmannschaft entstanden waren', dem gerade
aufkeimenden freien Wettbewerb Schranken zu setzen. Die Liberalisierung des
Wirtschaftslebens im 19. Jahrhundert nach den Grundsitzen der klassischen Na-
tionalokonomie brachte einen grundsitzlichen Wandel; die durch die Zunftverfas-
sungen geforderte ungleiche Machtverteilung der feudalen und merkantilistischen
Gesellschaft wurde durch Aufhebung der noch bestehenden 6ffentlich-rechtlichen
Gewerbebeschrankungen beseitigt.?2

Der dadurch ausgeloste freie Wettbewerb, welcher ein starkes Aufbliihen des
Wirtschaftslebens nach sich zog, brachte auch Nachteile mit sich, die zuvor durch
die strengen Zunftordnungen verhindert worden waren, wie unwahre Anpreisun-
gen, Benutzung fremder Kennzeichen, Ausspionieren von Betriebs- und Ge-
schiftsgeheimnissen und andere Tatbestidnde, denen die Rechtsprechung hilflos
gegehiiberstand3. Gegen diesen ,,unlauteren Wettbewerb* bot das staatliche Recht
keinen Schutz. Unter dem EinfluB der liberalistischen Gedanken stehend, zeigte
sich die Rechtsprechung nicht in der Lage, diese Auswiichse zu unterbinden; so
hielt das Reichsgericht im Wettbewerb jedes Mittel fiir erlaubt, das nicht aus-
driicklich untersagt war*.

Aus diesem fiir die Kaufmannschaft unbefriedigenden Zustand heraus bildete
sie Schiedsstellen zur ,,Befriedung” des Wettbewerbs, die ausschlieBlich den
Zweck hatten, Eigeninteressen der Kaufmannschaft durchzusetzen. Diese hatten
ihre erste gesetzliche Grundlage in den gegen Ende des 18. Jahrhunderts in
PreuBen im 30. Titel des I. Teils der allgemeinen Gerichtsordnung aufgenomme-

I Lope, Die Bekdmpfung des unlauteren Wettbewerbs, S. 8.

2 In PreuBen begann die neue Ara mit der Stein — Hardenbergschen Reform von
1810/1811. Aus diesem Wandel folgte 1889 die Reichsgewerbeordnung, die in § 1 den
Grundsatz der Gewerbefreiheit postuliert hat.

3 E. Ulmer, Wandlungen und Aufgaben im Wettbewerbsrecht, GRUR 1937, 770.

4 RGZ 3, 67.
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nen Bestimmungen iiber Schiedsgerichte, welchen die Aufgabe zugewiesen war,
in ,,Merkantil- oder MeB- und Handlungs- dsgl. in Assekuranzsachen* titig zu
werden, ,,um durch beschleunigte Erorterungen und durch Vermittlung hinzuge-
zogener Sachverstidndiger Handelsstreitigkeiten moglichst in Giite abzumachen®.
Die Einigungsidmter entstanden also nicht unbedingt aus einem hoheren Bediirfnis
nach Sittlichkeit im Wettbewerb, sondern aus praktisch — kaufméannischen Erwé-
gungen mit dem Ziel, die von dem klassischen Liberalismus erwartete Harmonie
herzustellen, indem sie entgegen dessen Grundsitzen (Laisser-faire /Laisser-
aller) dem Wettbewerbsverhalten der Kaufmannschaft Regeln auferlegten und
so bereits vor Kodifizierung eines Wettbewerbsrechts> die Prinzipien hierfiir
schufen. Insofern ist es nicht ganz zutreffend, wenn v. Thenen davon spricht,
daf} die Einigungsamter den Schwierigkeiten und Unklarheiten bei der Durchfiih-
rung des Wettbewerbsrechts entsprangen®, da es zu dieser Zeit ein Wettbewerbs-
recht nicht gab und dieses moglicherweise durch sie erst (mit-)geschaffen worden
ist. Man kann vermuten, daB hier ein Beispiel aus der jiingeren Rechtsgeschichte
dafiir vorliegt, daf ein Gericht, also das Einigungsamt, die Geburtsstitte eines
Rechtsgebietes sein kann’.

Diese Schiedsstellen waren nicht nur Streitbeilegungsgremien der gewerbli-
chen Wirtschaft, die aus dem Bediirfnis der Kaufmannschaft nach einer Einrich-
tung entstanden waren, welche die strengen kaufménnischen Auffassungen in
einem weniger formalen, kostengiinstigeren und schnelleren Verfahren als dem
gerichtlichen beriicksichtigen konnten?®, sondern sie dienten als Instrumente zur
Durchsetzung und Gewihrleistung eines nach den Vorstellungen des ,,ordentli-
chen Kaufmanns* regulierten Wettbewerbs. Sie wurden moglicherweise — ge-
naue Angaben hieriiber liegen nicht vor — bereits 1870 in den preuBischen
Landesstellen des ehemaligen deutschen Reichs bei den Vorldufern der heutigen
Industrie- und Handelskammer eingerichtet, die aufgrund des § 1des Gesetzes iiber
die Handelskammern vom 24. 2. 1870° erméchtigt worden waren, die Gesamt-
interessen der Handel- und Gewerbetreibenden ihres Bezirkes wahrzunehmen.

Diese Schiedsgerichte bzw. ihre Nachfolger, die sog. freiwilligen Einigungsdm-
ter, nahmen sich nach Einfithrung des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbe-
werb % der Schwierigkeiten und Unklarheiten bei der praktischen Durchfiihrung
des Wettbewerbsrechts an. Insbesondere soweit sich das Wettbewerbsrecht auf

5 Vgl. zu den Anfingen des Wettbewerbsrechts in Deutschland: Baumbach / Hefer-
mehl, Wettbewerbsrecht, Rndr. 16 zu UWG Einl.

6 So v. Thenen, GRUR 1937, 105.

7 Vgl. Rehbinder, Einfiihrung in die Rechtswissenschaft, S. 12.

8 Wie zuvor.

9 Gesetzessammlung fiir die Koniglich PreuBischen Staaten 1870, 134. Gesetzlich
normiert wurden die Kammern erstmals durch die Konigliche Verordnung zur Errichtung
von Handelskammern vom 11. 2. 1848 — Gesetzessammlung fiir die Koniglichen PreuBi-
schen Staaten 1848, S. 63.

10 Vom 7. 6. 1909, RGBI. 1909, S. 499.
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den Einzelhandel bezog, bereitete die Auslegung der unbestimmten Rechtsbegrif-
fe, vor allem der Generalklausel des § 1 UWG!!, Schwierigkeiten 2.

Die Einigungsimter waren in ihrer damaligen Form ausschlieBlich als freiwilli-
ge Schiedsgerichte titig; die Parteien wurden aufgefordert, sich aus freien Stiicken
der Entscheidung des Einigungsamtes zu unterwerfen '3, Es ist anzunehmen, daf
in der Anfangszeit ein Gruppenzwang in der Weise ausgeiibt wurde, da8 diejeni-
gen, welche sich nicht dieser Schiedsgerichtsbarkeit unterwarfen, ,.geédchtet
wurden.

In Berlin bestanden bereits vor dem 1. Weltkrieg ,,Einigungsamter* !4 bei dem
Vorginger !5 der heutigen Industrie- und Handelskammer zu Berlin. An Bedeu-
tung gewannen die Einigungsidmter jedoch erst wiahrend der Weimarer Republik;
1927 soll es in Deutschland 50 Einigungsidmter gegeben haben !¢, die zumeist
bei den Industrie- und Handelskammern angesiedelt waren, teilweise aber auch
an Verbinde angegliedert waren!”.

Die Bestrebungen der Kaufmannschaft, reprisentiert durch den Deutschen
Industrie- und Handelstag, deren Ergebnis ein Gesetzentwurf vom 4. 10. 1928
war '8, gingen dahin, die Anrufung der Einigungsémter alternativ zur Klageerhe-
bung vorzusehen und ihnen das Recht zum ,,Schiedsspruch® auch ohne das
Einverstidndnis des Gegners und sogar fiir den Fall seines Ausbleibens zu gewih-
ren; gegen den Schiedsspruch sollte die Berufung an die Kammer fiir Handelssa-
chen zulissig sein. Der Gesetzentwuf wurde jedoch nicht angenommen.

II. Die Einigungsimter nach der Novelle des Gesetzes
gegen den unlauteren Wettbewerb von 1932

Erst durch die Notverordnung vom 9. 3. 19321 wurden die Einigungsamter
gesetzlich normiert?. Durch die Einfiigung des § 27a UWG wurden sie aber

11 Die Vorschrift ist bis heute unverdndert geblieben; sie stellt die wichtigste An-
spruchsgrundlage des Gesetzes dar.

12 So v. Thenen, GRUR 1937, 105.

13 Wie zuvor.

14 Zumindest seit dem 8. 10. 1910, vgl. Korrespondenz der Altesten Kaufmannschaft
von Berlin 1912, S. 19.

15 Noch im Jahre 1896 gab es in Berlin keine IHK; an ihrer Stelle fungierten die am
2. 3. 1820 gegriindeten ,,Altesten der Kaufmannschaft*, vgl. Frentzel-Jakel-Junge, Kom-
mentar zum JHKG, S. 1.

16 v. Thenen, GRUR 1937, S. 105; fiir das Jahr 1933 lassen sich jedoch nur 39
Einigungsamter nachweisen.

17 Wie z. B. in Berlin, vgl. vorangegangene FuBnote.

18 Vgl. Verhandlungen des Deutschen Industrie- und Handelstages 1928, Heft 3, S. 59,
Heft 12, S. 21 und Heft 13, S. 110.

19 Verordnung des Reichsprisidenten zum Schutze der Wirtschaft vom 9. 3. 1932,
Zweiter Teil, RGBI. 19321, S. 122.



	Cover
	Titel 
	Erster Teil: Die historische Entwicklung der Stellen zur Schlichtung wettbewerbs-rechtlicher Streitigkeiten in der gewerblichen Wirtschaft
	I. Die freiwilligen Einigungsämter vor 1932
	II. Die Einigungsämter nach der Novelle des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb von 1932


